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Angestellt oder eigene Praxis?
Langfristiges Denken lohnt sich
Bürokratie, übervolle Wartezimmer, überlastetes Praxispersonal, Schwierigkeiten bei der Per-
sonalsuche etc. – die aktuellen Rahmenbedingungen führen dazu, dass viele junge Mediziner 
verunsichert sind. Warum sollten sie unter diesen Umständen eine eigene Praxis aufbauen und 
zusätzliche wirtschaftliche Risiken eingehen? Rational betrachtet gibt es jedoch viele Gründe, 
diesen Schritt dennoch zu wagen. 
■  �Argument Nr. 1 – selbstbestimmtes Arbeiten und Entwicklungsmöglichkeiten: Die Nieder-

lassung bietet ein hohes Maß an Selbstbestimmung und unternehmerischer Gestaltungsfrei-
heit. Praxisinhaber haben die Möglichkeit, ihre Tätigkeit gezielt an fachlichen Schwerpunkten 
sowie persönlichen Interessen auszurichten. Zugleich eröffnet die eigene Praxis umfassende 
Autonomie bei organisatorischen und strategischen Entscheidungen – von der Auswahl und 
Entwicklung des Praxisteams über Investitions- und Digitalisierungsentscheidungen bis hin zu 
Kooperationen oder Spezialisierungen.

■  �Argument Nr. 2 – geringes unternehmerisches Risiko: Anders als in vielen anderen frei-
beruflichen Branchen ist die Nachfrage nach ambulanten Leistungen aufgrund der alternden 
Bevölkerung, des steigenden Gesundheitsbewusstseins und der gesicherten Finanzierung über 
GKV und PKV langfristig gesichert. Dank dieser günstigen Rahmenbedingungen lässt sich eine 
Praxis in der Regel wirtschaftlich stabil führen. Insolvenzen sind fast ausschließlich auf private 
Probleme und/oder unverhältnismäßig hohe Privatentnahmen zurückzuführen.

■  �Argument Nr. 3 – vorteilhafter Markt für Praxisübernahmen: Die Übernahmepreise für Pra-
xen liegen auf niedrigem Niveau – insbesondere auf dem Land. Hinzu kommt, dass Ärzte auf-
grund ihrer guten Bonität attraktive Finanzierungsangebote erhalten, beispielsweise über Dar-
lehen der KfW und L-Bank Baden-Württemberg mit längerer Zinsbindung. Insgesamt bleiben 
Praxisübernahmen durch moderate Investitionssummen und tragbare Darlehensraten somit 
wirtschaftlich gut tragfähig.

■  �Argument Nr. 4 – deutliche Vorteile bei der Vermögensbildung: Zudem zahlen sich die In-
vestitionen und der größere Aufwand zu Beginn im Laufe der Jahre finanziell aus – gerade im 
Rentenalter können Praxisinhaber deshalb auf ein im Vergleich zur Angestelltentätigkeit deutlich 
höheres Vermögen blicken (siehe Abbildung am Beispiel eines Facharztes für Frauenheilkunde 
in Baden-Württemberg). Dort wird anhand des Atlas Medicus Laufbahnplaners verglichen, wie 

sich unterschiedliche Karrierewege – Anstellung oder eigene Praxis – über eine mehr als 30-jäh-
rige Berufslaufbahn auf den Vermögensaufbau auswirken. 

Anlaufphase bis zum Erreichen der wirtschaftlichen Stabilität realistisch einkalkulieren 
Trotz dieser positiven Argumente stellt die Entscheidung zur Niederlassung einen grundlegenden 
Einschnitt dar: Sie führt aus einer einkommensstabilen Anstellung in eine unternehmerische Tä-
tigkeit, die gerade zu Beginn mit erhöhter finanzieller Unsicherheit verbunden sein kann. In den 
ersten Jahren nach der Praxisübernahme führen Investitionskosten, Finanzierungsverpflichtun-
gen sowie Anlaufineffizienzen dazu, dass das Vermögen zunächst im negativen Bereich liegt. Ent-
scheidend ist jedoch, dass diese initiale Phase in der Regel nur von begrenzter Dauer ist und sich 
die Praxis in vielen Fällen bereits nach ein bis drei Jahren wirtschaftlich selbst trägt. Im Beispiel 

 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.

Abb. 1 – �Vergleich Angestelltentätigkeit / Niederlassung 

Persönliche Daten
Geburtsjahr Arzt: 1994
Fachgruppe: Gynäkologie
Region: Baden-Württemberg
Lebenshaltungskosten: 50.000 € pro Jahr

Angestelltenverhältnis
Jährliche Gehaltssteigerung: 1,85 %

Zu übernehmende Praxis
Gynäkologische Einzelpraxis
Kaufpreis: 260.000 €
Zusätzlicher Investitionsbedarf bei Übernahme: 50.000 €
Darlehen: 310.000 €, Annuitätendarlehen, 10 Jahre, Zinssatz: 3 %, 
Tilgung (monatlich; gleiche Raten) ab 2026 
Datenbasis für Einnahmen und Kosten:  
Fachgruppendurchschnitt in Baden-Württemberg

Praxisplaner

Erstellt am 26.05.2026
Die Auswertung erfolgt ohne Gewähr.
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Laufbahnplaner

Ob eine eigene Praxis oder eine Anstellung der richtige Weg ist, hängt von vielen Faktoren ab.

Die möglichen finanziellen Auswirkungen dieser Entscheidung werden am Beispiel des bis zum Ruhestand 
erreichbaren Vermögens simuliert (Ruhestand im Alter von 67 Jahren). Für den Fall der Niederlassung werden auf 
Basis der erfassten Praxiswerte und des Privatbedarfs die freie Liquidität jedes Jahres berechnet, kumuliert und 
der Wert des aktuellen, indikativ ermittelten Praxiswerts hinzugerechnet. Der ausgewiesene Vermögenswert wird 
mit der möglichen freien Liquidität im Falle einer Anstellung (Grundlage ist das Nettoeinkommen) verglichen.

Niederlassung 2026 (32J) 2043 (49J) 2061 (67J)

Praxiswert (netto) -279.004 € 63.000 € 63.000 €

Freie Liquidität 84.310 € + 992 % 1.344.464 € + 328 % 2.835.656 € + 161 %

Vermögen (netto) -194.694 € - 999 % 1.407.464 € + 348 % 2.898.656 € + 166 %

Freie Liquidität (Niederlassung) ◼

Vermögen (Niederlassung) ⯁

Vermögen (Anstellung) ▼

Anstellung 2026 (32J) 2043 (49J) 2061 (67J)

Nettoeinkommen 57.720 € 78.170 € 107.770 €

Vermögen (netto) 7.720 € 314.265 € 1.088.335 €
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der gynäkologischen Praxis, das auf Durchschnittswerten der KV Baden-Württembergs basiert, 
erreicht das Nettovermögen bereits etwa zwei Jahre nach der Praxisübernahme einen positiven 
Wert und liegt damit sogar leicht über dem Vergleichsszenario einer Angestelltentätigkeit. Ab die-
sem Zeitpunkt erwirtschaftet die Praxis einen operativen Zahlungsüberschuss, der nicht nur die 
laufenden Betriebsausgaben, sondern auch Zins und Tilgungszahlungen (Kapitaldienst) deckt; es 
ergeben sich erste Liquiditätsüberschüsse. Damit ist im Modell der liquiditätsmäßige Break-even 
erreicht und die kritischste Phase der Praxisübernahme überwunden.

Deutlich höherer Vermögenszuwachs bei eigener Praxis
Im Vergleich zur Anstellung, die gleich zu Beginn durch ein kontinuierliches, jedoch begrenz-
tes Einkommenswachstum gekennzeichnet ist, entfaltet die Niederlassung ihren Vorteil erst im 
weiteren Verlauf. In der Regel zeigt sich nach etwa fünf bis acht Jahren ein sehr deutlicher öko-
nomischer Vorteil gegenüber der Anstellung. Langfristig führt dieser Effekt zu einem signifikant 
höheren Vermögensaufbau, getragen durch fortlaufende Überschüsse und die unternehmerische 
Hebelwirkung der eigenen Praxis. 

Zweitmeinungsverfahren – Zahl der Genehmigungen steigt
Im Jahr 2024 erhöhte sich die Anzahl der für das offizielle Zweitmeinungsverfahren registrierten 
Ärzte im Vergleich zum Vorjahr. Dies geht aus dem aktuellen Bericht der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV) für das Jahr 2024 hervor. Bezogen auf die einzelnen Indikationen erhöhte 
sich die Anzahl wie folgt:

■  �Amputation beim diabetischen Fußsyndrom: 133 (+2 gegenüber 2023)
■  �Cholezystektomie (Gallenblasenentfernung): 74 (+20 gegenüber 2023)
■  �Eingriffe an Aortenaneurysmen: 33 (neu im Jahr 2024)
■  �Eingriffe an der Wirbelsäule: 413 (+64 gegenüber 2023)
■  �Herzkatheteruntersuchungen und Ablationen am Herzen: 103 (+8 gegenüber 2023)
■  �Hüftgelenkersatz: 185 (neu im Jahr 2024)
■  �Hysterektomie (Gebärmutterentfernung): 412 (+1 gegenüber 2023)
■  �Implantation Herzschrittmacher, Defibrillator oder CRT-Aggregat: 113 (+6 gegenüber 2023)
■  �Implantation einer Knieendoprothese: 551 (+83 gegenüber 2023)
■  �Schulterarthroskopie: 589 (+64 gegenüber 2023)
■  �Tonsillektomie (Mandeloperation): 260 (+2 gegenüber 2023)

Für die 2025 neu eingeführten Zweitmeinungsverfahren Karotis-Revaskularisation und Eingriffe 
beim Prostatakarzinom lokal begrenzt und ohne Metastasen lagen im Bericht noch keine Daten 
vor. 

Der Rechtsanspruch auf eine unabhängige Zweitmeinung bei bestimmten Indikationen wurde im 
Rahmen des Versorgungsstärkungsgesetzes (GKV-VSG) 2015 im SGB V (§ 27) verankert. Das 
sogenannte strukturierte Zweitmeinungsverfahren steht gesetzlich Krankenversicherten seit 
2018/2019 für eine zunehmende Anzahl an Indikationen kostenlos zur Verfügung. Ärzte, die einen 
entsprechenden Eingriff empfehlen, müssen ihre Patienten mindestens zehn Tage vor der Ope-
ration auf das Zweitmeinungsrecht hinweisen. Das Zweitmeinungsverfahren zielt auf planbare 
Eingriffe ab, die als besonders „mengenanfällig“ gelten. Aufgabe des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA) ist es, diese Eingriffe zu benennen sowie die jeweiligen indikationsspezifischen 
Anforderungen an die Abgabe der Zweitmeinung sowie an die Erbringer einer Zweitmeinung zu 
definieren. Ärzte, die am strukturierten Zweitmeinungsverfahren teilnehmen, müssen bei der zu-
ständigen KV besondere Qualifikationen und Erfahrungen nachweisen und unabhängig sein. Alle 
Fachärzte mit entsprechenden Genehmigungen zur Erbringung einer Zweitmeinung sind unter 
https://www.116117.de/de/zweitmeinung.php gelistet. Seit 2021 ist auch die Videosprechstunde 
für das Zweitmeinungsverfahren möglich.

Bundestag beschließt Gesetz zur schnelleren Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse im Gesundheitswesen
Der Bundestag hat am 26.3.2026 ein Gesetz zur Beschleunigung der Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen in Heilberufen verabschiedet. Ziel der Reform ist es, Verfahren für Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker sowie Hebammen mit ausländischen Abschlüssen zu vereinfachen und 
deutlich zu beschleunigen. Erreicht werden soll dies durch den Abbau bürokratischer Hürden, die 
Vereinheitlichung von Verfahren sowie die verstärkte Digitalisierung der Anerkennungsprozesse.

Wesentliche Änderungen im Überblick:
■  �Einführung einer standardisierten Kenntnisprüfung im Anerkennungsverfahren: Künftig 

wird die bisherige individuelle Gleichwertigkeitsprüfung weitgehend durch eine direkte Kennt-
nisprüfung ersetzt. Die Prüfungen werden zudem stärker standardisiert. Statt einer detaillierten 
Defizitanalyse steht künftig der Nachweis eines einheitlichen fachlichen Wissensniveaus im Vor-
dergrund. Ziel ist eine bundesweit einheitlichere und schnellere Bewertung der fachlichen Eig-
nung. Die dokumentenbasierte Gleichwertigkeitsprüfung bleibt weiterhin als Option bestehen. 

 Talk 
Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 

https://www.116117.de/de/zweitmeinung.php
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Für Hebammen gilt zudem ein Wahlrecht zwischen einer dokumentenbasierten Gleichwertig-
keitsprüfung, einer Kenntnisprüfung oder einem Anpassungslehrgang.

■  �Anpassung der Sprachprüfungsmodalitäten: Auch im Bereich der Sprachprüfung bringt das 
Gesetz mehr Flexibilität. Die bisher festgelegte Reihenfolge der Prüfungsschritte wird aufge-
hoben, sodass die Bundesländer den Zeitpunkt der Sprachprüfung künftig eigenständig fest-
legen können. Dadurch erhalten sie mehr Spielraum bei der Einordnung der Sprachprüfung im 
Anerkennungsverfahren, sofern EU-rechtliche Vorgaben eingehalten werden.

■  �Modernisierung der Verwaltungs- und Kommunikationsprozesse: Künftig können Anträge, 
Nachweise und weitere Unterlagen elektronisch eingereicht und verarbeitet werden. Dies soll 
die Verfahren beschleunigen und den Verwaltungsaufwand reduzieren. Darüber hinaus stärkt 
das Gesetz den rechtssicheren Austausch zwischen den Bundesländern, wodurch laufende 
Anerkennungsverfahren besser abgestimmt und Doppelprüfungen vermieden werden können.

■  �Neuregelungen zur Berufserlaubnis und EU-konformen Teilanerkennung: In besonderen 
Fällen kann die Ausübung des ärztlichen oder zahnärztlichen Berufs künftig auch unbefristet 
ohne Approbation erlaubt werden. Diese Regelung steht im Einklang mit der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung. Zudem schafft das Gesetz die rechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung 
einer EU-Richtlinie, die eine teilweise Berufsausübung für Personen mit nur teilweise anerkann-
ten Qualifikationen aus EU-/EWR-Staaten ermöglicht.

■  �Reform der Ausbildungsstrukturen im Gesundheitswesen: Die Fristen zur Umsetzung und 
Anerkennung der ATA/OTA-Ausbildung werden um vier Jahre verlängert. Zusätzlich wird im 
Hebammenstudium der Einsatz simulationsgestützter Trainings im praktischen Teil ermöglicht, 
um die praktische Ausbildung zu erleichtern und gleichzeitig ein hohes Qualitätsniveau sicher-
zustellen.

Das Gesetz steht noch unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Bundesrates und soll am 
1.11.2026 in Kraft treten.

Reaktion auf wachsende Versorgungsengpässe
Das Gesetz zur Beschleunigung der Anerkennungsverfahren ausländischer Berufsqualifikationen 
in Heilberufen ist vor allem eine Reaktion auf die zunehmenden Versorgungsengpässe im deut-
schen Gesundheitssystem. Deutschland ist strukturell auf zugewanderte Fachkräfte angewiesen, 
kann diese bislang jedoch häufig nicht schnell genug in die Versorgung integrieren. Anerken-
nungsverfahren dauern nicht selten viele Monate oder sogar Jahre, sodass qualifizierte Ärzte und 
Zahnärzte in dieser Zeit nicht oder nur eingeschränkt tätig sein können. Gleichzeitig verschärfen 
die Alterung der Bevölkerung und der bevorstehende Ruhestand vieler Mediziner den Bedarf an 
zusätzlichem Personal.

Attraktivere Rahmenbedingungen für internationale Mediziner
Hinzu kommt, dass Deutschland im internationalen Wettbewerb um medizinische Fachkräfte 
steht. Komplexe und langwierige Anerkennungsverfahren wirken dabei als Standortnachteil. Ziel 

des Gesetzes ist es daher, durch standardisierte und digitalisierte Verfahren, die stärkere Nut-
zung von Kenntnisprüfungen sowie flexiblere Berufserlaubnisse den Zugang ausländischer Fach-
kräfte zum Arbeitsmarkt deutlich zu beschleunigen und so Versorgungslücken insbesondere in 
unterversorgten Regionen zu schließen.

Gleichzeitig ist die Reform als kurzfristige und pragmatische Maßnahme zu verstehen: Sie kann 
helfen, akute Personalengpässe abzufedern, ersetzt jedoch keine grundlegenden Strukturre-
formen im Gesundheitssystem. Langfristig bleiben insbesondere die Stärkung der Prävention, 
bessere Arbeitsbedingungen sowie eine bedarfsgerechte Steuerung der Versorgung zentrale 
Herausforderungen.

Wachsende Unterstützung für Zuckersteuer in Deutschland
Die Einführung einer bundesweiten Zuckersteuer rückt in Deutschland zunehmend in den poli-
tischen Fokus. Anlass sind die gesundheitlichen Folgen eines hohen Zuckerkonsums sowie die 
damit verbundenen Belastungen für das Gesundheitssystem. Ein breites Bündnis aus Politik, 
Gesundheitswesen und Organisationen – darunter die Bundeszahnärztekammer, die Bundesärz-
tekammer und Foodwatch – unterstützt Maßnahmen wie eine Abgabe auf zuckerhaltige Getränke 
und Werbebeschränkungen. Auch Empfehlungen von Expertengremien und politische Vorstöße 
zeigen: Die Unterstützung wächst, auch wenn das Thema politisch noch umstritten bleibt.

Ausmaß des Zuckerkonsums in Deutschland gesundheitlich bedenklich 
Der durchschnittliche Zuckerkonsum in Deutschland liegt bei rund 90 Gramm pro Kopf und Tag – 
deutlich über den empfohlenen Höchstwerten von etwa 50 Gramm. Besonders ins Gewicht fallen 
zuckerhaltige Getränke: Laut Foodwatch stammen etwa 26 Gramm täglich allein aus Softdrinks, 
Säften und ähnlichen Produkten, womit Deutschland im westeuropäischen Vergleich zu den Spit-
zenreitern zählt. Häufig deckt bereits allein der Konsum dieser Getränke mehr als die Hälfte der 
empfohlenen Tagesmenge ab.

Die gesundheitlichen Folgen sind erheblich. Eine zuckerreiche Ernährung gilt laut WHO als zen-
traler Treiber für Übergewicht und ernährungsbedingte Krankheiten. Vor allem Getränke liefern 
große Mengen sogenannter „freier Zucker“, die schnell aufgenommen werden, aber kaum Nähr-
wert bieten. Ein dauerhaft hoher Konsum erhöht nicht nur das Risiko für Karies und Parodonta-
lerkrankungen, sondern auch für Adipositas sowie Folgeerkrankungen wie Typ-2-Diabetes, Herz-
Kreislauf-Erkrankungen und Osteoporose. 

Eine gestaffelte Zuckersteuer könnte hier wirksam ansetzen: Sie motiviert Hersteller zu weniger 
Zucker in ihren Produkten, senkt den Konsum und reduziert langfristig die Gesundheitskosten. 
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Besonders relevant ist dies, da die steigende Erschwinglichkeit von Getränken den Konsum in 
den letzten Jahren begünstigt hat. Schätzungen zufolge könnten so bis 2030 erhebliche Einspa-
rungen bei den Leistungsausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung erzielt werden.

Zuckersteuer als Beitrag zur GKV-Finanzierung
Die von Bundesgesundheitsministerin Nina Warken eingesetzte FinanzKommission Gesundheit 
(FKG) greift in ihrem aktuellen Bericht die Einführung einer Zuckersteuer als Maßnahme zur Stabi-
lisierung der GKV-Finanzen auf. Konkret empfiehlt sie eine gestaffelte Abgabe auf zuckergesüßte 
Erfrischungsgetränke (Empfehlung Nr. 66):
■  �< 5 g Zucker/100 ml: steuerfrei
■  �5 – < 8 g Zucker/100 ml: 26 Cent je Liter
■  �≥ 8 g Zucker/100 ml: 32 Cent je Liter

Die Kommission schätzt die finanziellen Effekte durch Steuereinnahmen in den ersten Jahren 
nach Einführung auf rund 450 Mio. €. Darüber hinaus werden mittel- bis langfristig positive Effekte 
durch eine Verringerung der Krankheitslast erwartet, wobei sie von Einsparungen in Höhe von 20 
bis 170 Mio. € pro Jahr ausgeht. 

Positive internationale Erfahrungen von Zuckerabgaben
Die Kommission verweist auf positive Erfahrungen aus weltweit mehr als 100 Ländern, die bereits 
Abgaben auf zuckergesüßte Getränke eingeführt haben, wie etwa Großbritannien. Dabei kom-
men teils unterschiedliche Modelle und Steuersätze zum Einsatz. In der Regel orientieren sich die 
Abgaben am Volumen oder am Zuckergehalt, während bestimmte Getränke wie Tee, Kaffee oder 
aromatisierte Milchgetränke meist ausgenommen sind.

Die Studienlage zeigt zwei zentrale Effekte: Erstens werden die Abgaben größtenteils über 
höhere Preise an die Verbraucher weitergegeben, was zu einem Rückgang des Konsums führt. 
Zweitens reagieren Hersteller häufig mit Produktreformulierungen und senken den Zuckergehalt. 
Ausweichreaktionen auf andere ungesunde Produkte fallen insgesamt begrenzt aus.

Gesundheitliche Effekte treten vor allem langfristig auf durch weniger Übergewicht und verbes-
serte Gesundheitsindikatoren, insbesondere bei Kindern und Jugendlichen. Für Deutschland 
lassen Modellrechnungen vergleichbare Effekte erwarten, einschließlich zusätzlicher Steuerein-
nahmen und spürbarer Entlastungen im Gesundheitssystem.

Hausärzte: neue Versorgungspauschale für chronisch 
Kranke ab Juli 2026 
Zum 1.7.2026 wird in der hausärztlichen Versorgung eine neue Versorgungspauschale für chro-
nisch kranke Patienten mit geringem Betreuungsbedarf eingeführt. Grundlage ist ein Beschluss 
des Bewertungsausschusses zur Anpassung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs (EBM).

Bislang mussten chronisch Kranke für die Abrechnung der Versicherten- beziehungsweise Chro-
nikerpauschale mindestens einmal pro Quartal persönlich die Arztpraxis aufsuchen. Mit der 
neuen Regelung wird nun für definierte Patientengruppen eine halbjährliche Versorgungspau-
schale eingeführt. Ziel ist es, sowohl Patienten als auch Hausarztpraxen von medizinisch nicht 
erforderlichen Quartalskontakten – etwa für Folgerezepte oder Routinekontrollen – zu entlasten.

Künftig reicht in bestimmten Fällen ein persönlicher Arzt-Patienten-Kontakt innerhalb von sechs 
Monaten aus. Voraussetzung ist, dass der Patient zwischen 18 und 74 Jahre alt ist und lediglich 
an einer einzelnen chronischen Erkrankung leidet, die keinen intensiven Betreuungsbedarf und 
nur ein verschreibungspflichtiges Arzneimittel erfordert. Die neue Regelung erfasst insbesondere 
Patienten mit essenzieller Hypertonie ohne hypertensive Krise, bestimmten Schilddrüsenerkran-
kungen, Fettstoffwechselstörungen sowie idiopathischer Gicht. Weitere Voraussetzung ist eine 
kontinuierliche hausärztliche Betreuung: Der Patient muss dieselbe Praxis in den vergangenen 
vier Quartalen in mindestens drei Quartalen aufgesucht haben. Dabei sind mindestens zwei Arzt-
Patienten-Kontakte erforderlich; einer davon kann im Rahmen einer Videosprechstunde erfolgt 
sein.

Für die Abrechnung der neuen GOP 03100 gelten folgende Regelungen:
■  �Die Pauschale ist nach Altersgruppen differenziert ausgestaltet und beträgt für Patienten im 

Alter von 19 bis 54 Jahren 356 Punkte (45,36 €). Für Patienten zwischen 55 und 75 Jahren liegt 
die Vergütung bei 403 Punkten (51,34 €). Die GOP 03100 darf maximal zweimal je Krankheitsfall 
und nicht in zwei aufeinanderfolgenden Quartalen abgerechnet werden. Mit ihrer Berechnung 
sind die Versichertenpauschale, die Chronikerpauschale sowie der Zuschlag für den Medika-
tionsplan abgegolten.

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird  
die Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken 
innerhalb einzelner Marktsegmente hingewiesen.
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Beteiligte Radiologen und Hausärzte müssen Qualifikation nachweisen
Da Lungenkrebs im Frühstadium häufig ohne Beschwerden verläuft, soll die neue Screening-Leis-
tung eine frühere Diagnose ermöglichen und die Behandlungschancen verbessern. Die Methode 
erfolgt per Niedrigdosis-CT der Lunge. Um die Gefahr falsch-positiver Befunde zu reduzieren, 
darf die Leistung nur von Radiologen mit besonderer Qualifikation erbracht werden. Unabhän-
gig davon, ob Radiologen als Erst- oder Zweitbefunder tätig werden, ist die Teilnahme an einer 
speziellen Fortbildung und eine Genehmigung durch die Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) 
erforderlich. Auch Hausärzte spielen eine zentrale Rolle im Screening-Programm: Sie prüfen die 
Teilnahmevoraussetzungen, klären die Patienten auf, stellen die Überweisung aus und beraten 
ergänzend zu Maßnahmen der Tabakentwöhnung. Eine gesonderte Genehmigung ist hierfür nicht 
erforderlich, jedoch müssen entsprechende Kenntnisse im Bereich der Lungenkrebsfrüherken-
nung im Rahmen von Weiter- oder Fortbildungen nachgewiesen werden.

Detaillierte Informationen zu Ablauf, Voraussetzungen und Vergütung stellt die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung (KBV) bereit: https://www.kbv.de/documents/infothek/publikationen/praxis-
info/praxisinfospezial-lungenkrebs-frueherkennung.pdf.

Rauchen erhöht Krebs- und Herz-Kreislauf-Risiken deutlich
Laut Deutschem Krebsforschungszentrum (DKFZ) erkranken in Deutschland jährlich rund 56.500 
bis 58.300 Menschen an Lungenkrebs. Rauchen – sowohl aktiv als auch passiv – gilt dabei mit 
großem Abstand als wichtigster Risikofaktor. Zudem erhöht Tabakkonsum nicht nur das Risiko 
für Lungenkrebs, sondern auch für eine Vielzahl weiterer Krebsarten, etwa im Bereich von Mund-
höhle, Kehlkopf, Speiseröhre, Bauchspeicheldrüse, Niere, Harnblase, Gebärmutter, Brust, Kno-
chenmark und Darm. Nach Schätzungen der Deutschen Krebsgesellschaft lässt sich etwa ein 
Drittel aller Krebserkrankungen direkt auf Tabakkonsum zurückführen. Bei Organen mit direktem 
Rauchkontakt – wie Mund, Kehlkopf oder Lunge – liegt der Anteil sogar bei bis zu 90 %. Raucher 
sterben nicht nur deutlich häufiger an Krebs, sondern auch an Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder 
Schlaganfällen.

Maßnahmen im Bereich der Primärprävention gefordert
Im Rahmen einer stärkeren präventiven Ausrichtung des deutschen Gesundheitssystems rückt 
neben der Früherkennung zunehmend auch die Bekämpfung zentraler Risikofaktoren in den 
Fokus. Insbesondere im Bereich der Tabakkontrolle werden aktuell verschiedene Maßnahmen 
intensiv diskutiert. Dazu zählen eine weitere Erhöhung der Tabaksteuer – auch auf E-Zigaretten –, 
strengere Werbebeschränkungen (vor dem Hintergrund, dass Deutschland hier im EU-Vergleich 
bislang relativ liberal ist), die Einführung einheitlicher Verpackungen („Plain Packaging“) sowie 
die Ausweitung rauchfreier Zonen im öffentlichen Raum. Ziel dieser Maßnahmen ist es, die Rau-
cherquote langfristig zu senken und damit die Entstehung tabakassoziierter Erkrankungen wie 
Lungenkrebs bereits im Vorfeld zu verhindern.

■  �Ist im Folgequartal aufgrund eines erhöhten Betreuungsbedarfs dennoch ein weiterer Arztkon-
takt erforderlich, kann ergänzend der Zuschlag bei intensivem Betreuungsbedarf (GOP 03110) 
angesetzt werden. Auch dieser Zuschlag ist altersabhängig ausgestaltet und beträgt für Patien-
ten zwischen 19 und 54 Jahren 152 Punkte (19,37 €) sowie für Patienten zwischen 55 und 75 
Jahren 173 Punkte (22,04 €). Die Abrechnung des Zuschlags ist auf 8 % der entsprechenden 
Behandlungsfälle begrenzt.

Darüber hinaus setzt die zuständige Kassenärztliche Vereinigung (KV) bei Abrechnung der Ver-
sorgungspauschale automatisch eine neue, ebenfalls für zwei Quartale geltende Vorhaltepau-
schale (GOP 03043) einschließlich möglicher Zuschläge zu. Details zu den Abrechnungsrege-
lungen finden sich bei der KVBW unter: https://www.kvbawue.de/kvbw/aktuelles/news-artikel/
neue-versorgungspauschale-zum-1juli-2026.

Ob die Versorgungspauschale Praxen entlastet, bleibt abzuwarten
Die Einführung der neuen Versorgungspauschale geht auf das Gesundheitsversorgungsstär-
kungsgesetz (GVSG) zurück, das noch unter Ex-Gesundheitsminister Karl Lauterbach beschlos-
sen wurde. Ursprünglich war eine Ganzjahrespauschale für chronisch kranke Patienten ange-
dacht, die Hausarztpraxen spürbar entlasten sollte. Die nun verabschiedete Regelung fällt 
dagegen deutlich restriktiver aus und ist zudem an detaillierte Voraussetzungen geknüpft. So ist 
der Kreis der anspruchsberechtigten Patienten sehr eng gefasst und dürfte nur einen vergleichs-
weise kleinen Teil der hausärztlichen Patienten betreffen. Gerade multimorbide und ältere Patien-
ten, die den Versorgungsalltag in den Praxen prägen, werden von der Neuregelung nicht erfasst. 
Hinzu kommen detaillierte Vorgaben und Ausschlusskriterien, die die praktische Anwendung 
komplex machen. Ob die neue Halbjahrespauschale unter diesen Voraussetzungen tatsächlich 
zur beabsichtigten Entlastung der Praxen beiträgt oder vor allem neue Abrechnungs- und Prüf-
regelungen und damit weitere Bürokratie schafft, dürfte sich daher erst im Praxisalltag zeigen. 

Lungenkrebs-Screening für starke (Ex-)Raucher startet
Nachdem der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) bereits im Sommer 2025 einen entspre-
chenden Beschluss gefasst hatte, fiel nun der Startschuss für das neue Lungenkrebs-Screening: 
Gesetzlich Krankenversicherte der Altersgruppe 50 bis 75 Jahre mit starkem Zigarettenkonsum 
haben seit 1. April Anspruch auf die Früherkennungsleistung. Im Fokus stehen Raucher und ehe-
malige Raucher (mit Rauchstopp innerhalb der letzten 10 Jahre), die mindestens 25 Jahre lang mit 
einer Intensität von rechnerisch mindestens 15 Packungsjahren (1 Packungsjahr = 20 Zigaretten 
pro Tag an 365 Tagen) geraucht haben.

https://www.kbv.de/documents/infothek/publikationen/praxisinfo/praxisinfospezial-lungenkrebs-frueherkennung.pdf
https://www.kbv.de/documents/infothek/publikationen/praxisinfo/praxisinfospezial-lungenkrebs-frueherkennung.pdf
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Psychotherapie: Honorarabsenkung ab 1. April um 4,5 %
Nachdem sich Kassen und Ärzteschaft nicht einigen konnten, hat der Erweiterte Bewertungsaus-
schuss (s. u.) am 11.3.2026 einen Beschluss zur Absenkung der Honorare für psychotherapeuti-
sche Leistungen gefasst: Demzufolge werden die Honorare der Fachgruppe ab dem 1. April um 
4,5 % reduziert. Zeitgleich werden jedoch die sogenannten Strukturzuschläge rückwirkend zum 
1. Januar um 14,25 % erhöht.

Die Entscheidung ist ein Kompromiss: Während die Krankenkassen ursprünglich eine Kürzung 
um 10  % gefordert hatten, lehnte die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) eine Absenkung 
ab. Gleichzeitig sollen mit der Erhöhung der Strukturzuschläge insbesondere Praxen mit beson-
derer Versorgungsfunktion gestärkt und die finanziellen Auswirkungen der Kürzung teilweise aus-
geglichen werden.

Die Honorarabsenkung geht auf ein Urteil des Bundessozialgerichts aus dem Jahr 1999 zurück. 
Danach ist die Angemessenheit der Vergütung psychotherapeutischer Leistungen regelmäßig zu 
überprüfen. Mit der aktuellen Absenkung wurde auf Betreiben des Spitzenverbandes der gesetz-
lichen Krankenversicherung erstmals von dieser Neuregelung Gebrauch gemacht.

Erweiterter Bewertungsausschuss als Schiedsgremium
Der Erweiterte Bewertungsausschuss ist ein gemeinsames Gremium von Krankenkassen und 
Ärzteschaft, das über die Vergütung medizinischer Leistungen im Einheitlichen Bewertungsmaß-
stab (EBM) entscheidet. Kommt es zwischen beiden Seiten zu keiner Einigung, fungiert er mit 
seinen unparteiischen Mitgliedern als Schiedsgremium und trifft eine verbindliche Entscheidung.

Strukturzuschläge kompensieren Honorarkürzungen nur teilweise
Aufgrund der gleichzeitigen Anhebung der Strukturzuschläge lassen sich die detaillierten Aus-
wirkungen auf psychotherapeutische Praxen nur schwer quantifizieren. Der GKV-Spitzenverband 
geht für das laufende Jahr von einem Gesamteffekt in Höhe von -2,3 % aus. Laut Bundespsy-
chotherapeutenkammer (BPtK) ergeben sich für jene Praxen, die die Strukturzuschläge in vol-
lem Umfang erhalten, Honorareinbußen von circa 2,8 %. Mit Blick darauf, dass zwar die meisten 
Praxen Strukturzuschläge erhalten, jedoch nicht alle in voller Höhe, rechnet die BPtK mit einer 
Absenkung des psychotherapeutischen Durchschnittshonorars um 3,5 %.

Zunehmende Proteste gegen Honorarkürzung
Gegen die Honorarabsenkung hat sich inzwischen breiter öffentlicher Widerstand formiert. Eine 
auf change.org eingereichte Online-Petition gegen die Kürzungen fand mit Stand zum 18. März 
bereits mehr als 373.680 Unterstützer. Parallel dazu hat die Deutsche Psychotherapeuten Vereini-
gung (DPtV) eine Petition beim Deutschen Bundestag eingereicht. Die Initiatoren warnen, dass 

die geplanten Maßnahmen die ohnehin angespannte Versorgungslage weiter verschärfen könn-
ten: Schon jetzt seien lange Wartezeiten auf Therapieplätze die Regel. Statt Kürzungen brauche 
es eine gezielte Stärkung der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung, auch vor dem Hin-
tergrund, dass psychische Erkrankungen zu den häufigsten Ursachen für Arbeitsunfähigkeit und 
Frühverrentung zählen. Der GKV-Spitzenverband hält die Entscheidung hingegen für gerechtfer-
tigt. Er argumentiert, dass die durchschnittlichen Honorare je Vollzeitäquivalent für psychothera-
peutische Leistungen seit 2013 um 52 % gestiegen seien. Bei den übrigen Fachgruppen habe der 
Anstieg hingegen lediglich 33 % betragen. 

ZFA-Ausbildung unter den Top 3 –  
deutlicher Zuwachs trotz rückläufiger Gesamtzahlen
Medizinische Fachberufe behaupten ihre Spitzenposition unter den beliebtesten Ausbildungs-
wegen in Deutschland. Wie das Statistische Bundesamt am 23.4.2026 mitteilte, belegte 2024 die 
Ausbildung zur Medizinischen Fachangestellten mit 9,4 % den ersten Platz unter den weiblichen 
Ausbildungsanfängern. Die Ausbildung zur Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA) folgte mit 
7,5 % nach der Kauffrau für Büromanagement (8,8 %) auf Rang drei.

Bemerkenswert ist dabei die Entwicklung im zahnmedizinischen Bereich gegen den allgemeinen 
Trend: Während die Gesamtzahl neu abgeschlossener Ausbildungsverträge 2024 rückläufig war, 
verzeichnete die ZFA-Ausbildung einen deutlichen Zuwachs. Insgesamt wurden 16.003 Verträge 
abgeschlossen – ein Plus von 12,95 % gegenüber dem Vorjahr (Stichtag: 30.9.2024). Damit zählt 
die ZFA zu den Ausbildungsberufen mit den stärksten Wachstumsraten.

ZFA-Ausbildung liegt auch 2025 weiter im Trend
Nach Jahren weitgehender Stagnation zwischen 2018 und 2022 – mit einem pandemiebeding-
ten Rückgang im Jahr 2020 – setzt sich dieser Aufwärtstrend auch 2025 fort. Zwischen dem 1. 
Oktober 2024 bis Ende September 2025 wurden insgesamt 17.396 neue Ausbildungsverträge 
registriert.

Fachkräftemangel bleibt zentrale Herausforderung für Zahnarztpraxen
Ungeachtet der positiven Entwicklung bleibt der Fachkräftemangel in Zahnarztpraxen ein drän-
gendes Thema. Zahnmedizinische Fachangestellte gelten als Schlüsselkräfte der ambulanten 
Versorgung und führen laut Bundesagentur für Arbeit weiterhin die Liste der Engpassberufe an 
(Stand 2024). Vor diesem Hintergrund wurde 2024 eine bundesweite Ausbildungskampagne ins 
Leben gerufen, getragen von allen Zahnärztekammern, um gezielt neue Nachwuchskräfte zu 
gewinnen. Im Zentrum der Initiative stehen soziale Medien und digitale Plattformen. Mit Unter-
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stützung von Influencern richtet sich die Kampagne nicht nur an Jugendliche im Ausbildungs-
alter, sondern bewusst auch an deren Eltern. Neben sachlichen Informationsformaten und Auf-
klärungsvideos vermitteln Einblicke in den Berufsalltag ein realistisches Bild – ergänzt durch 
niedrigschwellige, kreative Formate wie Challenges und humorvolle Kurzclips. Aufgrund der posi-
tiven Resonanz wird diese Kampagne auch im Jahr 2026 fortgesetzt.

Geschlechterdisparitäten haben Bestand
Gleichzeitig bleiben strukturelle Herausforderungen bestehen: Geschlechtsspezifische Disparitä-
ten sind weiterhin deutlich sichtbar. Zwar steigt die Zahl männlicher Auszubildender insgesamt, 
medizinische Fachberufe spielen für sie jedoch nach wie vor eine untergeordnete Rolle. In der 
ZFA-Ausbildung spiegelt sich dies in einem weiterhin sehr niedrigen Männeranteil wider – nur 
etwa jeder zehnte Auszubildende ist männlich.

Baden-Württemberg setzt auf Anamnesebogen  
in Leichter Sprache
Die Diakonie Stetten und die Landesärztekammer Baden-Württemberg haben einen Anamnese-
bogen in Leichter Sprache veröffentlicht. Menschen mit geistigen Behinderungen oder anderen 
Einschränkungen sollen damit medizinische Angaben künftig einfacher machen können.

Einfache Sprache und Bilder
Der Fragebogen unterstützt Patienten dabei, Informationen zu Beschwerden, Vorerkrankungen 
oder Medikamenten verständlich auszufüllen. Verwendet werden kurze und einfache Formulie-
rungen. Fachbegriffe werden erläutert, zusätzlich helfen Bilder beim Verständnis der Fragen.

Projekt aus praktischen Erfahrungen entstanden
Entwickelt wurde der Anamnesebogen vom Fachdienst Unterstützte Kommunikation und Leichte 
Sprache der Diakonie Stetten. Die Idee entstand aus Erfahrungen innerhalb einer Prüfgruppe, in 
der Menschen mit geistigen Behinderungen und psychischen Erkrankungen Texte auf Verständ-

lichkeit prüfen. Dabei habe sich gezeigt, dass herkömmliche Anamnesebögen häufig schwer ver-
ständlich seien.

Im Zusammenhang mit dem Internationalen Tag der Leichten Sprache wurde das Thema erneut 
aufgegriffen und anschließend gemeinsam mit der Landesärztekammer Baden-Württemberg 
umgesetzt. 

Beitrag zu mehr Barrierefreiheit
Die Landesärztekammer sieht in dem Angebot einen Beitrag zu mehr Barrierefreiheit im Gesund-
heitswesen. Gleichzeitig könne der Aufwand für Erklärungen im Praxisalltag reduziert werden. 
Ärzte erhielten dadurch schneller vollständige Informationen zum Gesundheitszustand ihrer 
Patienten. Der Anamnesebogen soll künftig in Arztpraxen und Kliniken in Baden-Württemberg 
eingesetzt werden. Patienten können den Bogen zudem bereits vor dem Arztbesuch zu Hause 
ausfüllen und mitbringen.

Health Literacy als gesundheitspolitische Herausforderung
Menschen mit geistigen Behinderungen oder kognitiven Einschränkungen haben häufig Schwie-
rigkeiten, Symptome einzuordnen, Schmerzen zu beschreiben oder komplexe Therapieanwei-
sungen zu verstehen. Gleichzeitig setzen viele Praxisabläufe – etwa Terminvereinbarungen, 
Einwilligungserklärungen oder Medikationsinformationen – sprachliche und organisatorische 
Selbstständigkeit voraus.

Der neue Anamnesebogen in Leichter Sprache adressiert damit ein strukturelles Problem der 
Versorgung. Die Kombination aus leichter Sprache und visueller Unterstützung entspricht Emp-
fehlungen zur Förderung von Gesundheitskompetenz („Health Literacy“), wie sie unter anderem 
von der WHO formuliert werden.

Ähnliche Hürden bestehen auch für Menschen mit geringen Deutschkenntnissen. Fehlende 
Sprachmittlung kann Diagnosen erschweren, Fehlbehandlungen begünstigen und die Therapie-
adhärenz (Einhaltung von Behandlungen) verschlechtern. Vor dem Hintergrund einer älter wer-
denden und zunehmend diversen Gesellschaft dürfte verständliche Patientenkommunikation 
deshalb weiter an Bedeutung gewinnen.

 Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.
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Allein durch den demografischen Wandel ist zu erwarten, dass die Zahl neuer Fälle von nicht über-
tragbaren Krankheiten in den OECD-Staaten bis 2050 um etwa 31 % steigt. Parallel dazu nimmt 
die Multimorbidität – also das gleichzeitige Auftreten mehrerer Erkrankungen – massiv zu. Die 
OECD prognostiziert einen Anstieg um rund 75 %.

Die Analyse betont zudem die ökonomische Dimension chronischer Krankheiten. Ohne nicht 
übertragbare Krankheiten könnten die Gesundheitsausgaben in den OECD-Staaten in den nächs-
ten 25 Jahren um etwa 40 % niedriger ausfallen. Gleichzeitig wäre das durchschnittliche Brutto-
inlandsprodukt fast 4 % höher.
 
Drei zentrale Handlungsebenen als Vorschlag
Die OECD empfiehlt den Staaten eine strategische Neuausrichtung entlang dreier zentraler Hand-
lungsfelder:
■  �Gesundheitsbildung und Information: Menschen müssen stärker befähigt werden, um gesund- 

heitsfördernde Entscheidungen zu treffen.
■  �Gesundheitsfördernde Lebensumfelder: Politische Maßnahmen sollen gesündere Ernährung, 

Bewegung und präventive Lebensweisen erleichtern.
■  �Stärkung der Primärversorgung: Gesundheitssysteme müssen Prävention, Früherkennung 

und langfristige Betreuung chronisch Erkrankter konsequenter integrieren.

Prävention als gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderung
Die OECD-Studie verdeutlicht ein grundlegendes Dilemma moderner Gesundheitspolitik: Medizi-
nische Innovation allein reicht nicht aus, wenn die gesellschaftlichen Lebensbedingungen krank 
machen. Adipositas ist kein individuelles Problem, sondern Ausdruck struktureller Entwicklungen 
– vom Angebot und Konsum hochverarbeiteter Lebensmittel über Bewegungsmangel bis hin zu 
sozialen Ungleichheiten. Das in diesem Kontext zentrale Thema der Prävention wird dabei zuneh-
mend auch ökonomisch diskutiert. Chronische Erkrankungen gelten längst nicht mehr nur als 
medizinische Herausforderung, sondern zunehmend auch als Wachstumsbremse für Volkswirt-
schaften. Steigende Behandlungskosten, Produktivitätsverluste, Frühverrentungen und sinkende 
Erwerbsquoten belasten langfristig sowohl die sozialen Sicherungssysteme als auch die gesamt-
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Besonders problematisch ist dabei, dass viele präventive 
Maßnahmen tief in bestehende wirtschaftliche Interessen und Konsumgewohnheiten eingreifen. 
Maßnahmen gegen Adipositas etwa betreffen unmittelbar die Lebensmittelindustrie, die Werbe-
wirtschaft oder Teile des Einzelhandels – beispielsweise durch strengere Regulierungen, Werbe-
beschränkungen oder fiskalische Instrumente wie Zuckersteuern. Entsprechend groß ist in diesen 
Bereichen häufig auch der politische und wirtschaftliche Widerstand gegen regulatorische Ein-
griffe. Vor diesem Hintergrund erscheint die dreigleisige Strategie der OECD zielführend, weil sie 
neben regulatorischen Maßnahmen auch individuelle Verantwortung berücksichtigt, Prävention 
insgesamt jedoch als gesamtgesellschaftliche Aufgabe versteht. 

OECD-Studie: Adipositas gefährdet Fortschritte  
im Kampf gegen chronische Krankheiten 
Eine aktuelle Analyse der OECD zeigt, dass jahrzehntelange gesundheitspolitische Maßnahmen 
bislang nicht ausreichen, um dem Anstieg nicht übertragbarer Krankheiten nachhaltig entgegen-
zuwirken. Besonders relevant sind dabei Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes, Krebs sowie 
chronische Atemwegserkrankungen. Zwischen 1990 und 2023 stieg die Prävalenz der chronisch 
obstruktiven Lungenerkrankung (COPD) in den OECD-Staaten um 49 % und die von Krebserkran-
kungen um 36 % an. Herz-Kreislauf-Erkrankungen nahmen um mehr als 27 % zu. Besonders 
dynamisch entwickelte sich Diabetes: Die Zahl der Betroffenen erhöhte sich innerhalb von drei 
Jahrzehnten um 86 %. 

Adipositas neutralisiert gesundheitspolitische Fortschritte
Nach Einschätzung der OECD ist insbesondere die zunehmende Verbreitung von Adipositas dafür 
verantwortlich, dass Fortschritte bei anderen Risikofaktoren weitgehend kompensiert werden. 
Zwar sind Verbesserungen in den Bereichen Luftqualität, Tabakkonsum, Alkoholkonsum und kör-
perlicher Aktivität zu beobachten, allerdings untergräbt der starke Anstieg von Übergewicht und 
Fettleibigkeit diese positiven Entwicklungen.

Die OECD-Studie identifiziert deshalb Adipositas als den bedeutendsten vermeidbaren Risikofak-
tor für die zukünftige Krankheitslast. Würden alle OECD-Staaten das Niveau der erfolgreichsten 
Länder bei der Bekämpfung von Fettleibigkeit erreichen, könnte sich die Zahl neuer chronischer 
Erkrankungen zwischen 2026 und 2050 um rund 11 % reduzieren. Vorzeitige Todesfälle könnten 
um 5,6 % sinken, während bei den Gesundheitsausgaben eine Reduktion von 3,3 % erreichbar 
wäre.

Alternde Gesellschaft verstärkt den Druck auf Gesundheitssysteme
Neben der Zunahme von Übergewicht verweist die OECD auf zwei weitere strukturelle Entwick-
lungen: die steigende Lebenserwartung sowie den demografischen Wandel. Medizinische Fort-
schritte führen dazu, dass Menschen länger mit chronischen Erkrankungen leben. Gleichzeitig 
wächst der Anteil älterer Bevölkerungsgruppen, in denen nicht übertragbare Erkrankungen beson-
ders häufig auftreten.

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 
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Chronische Erkrankungen: 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung betroffen
Im Jahr 2024 waren in Deutschland bereits 54 % der Erwachsenen von einer chronischen Erkran-
kung bzw. einem lang andauernden Gesundheitsproblem betroffen (ohne Berücksichtigung von 
Autoimmunerkrankungen und chronischen Infektionen). Dies geht aus einer Analyse von Daten 
des Robert Koch-Instituts durch den vfa – Die forschenden Pharma-Unternehmen hervor. Damit 
ergibt sich innerhalb von zehn Jahren ein Anstieg um 16 %, mit weiter steigender Tendenz.

Die höchste Prävalenz zeigte sich bei den älteren Bundesbürgern. Während bei den 45- bis 
64-Jährigen 59 % betroffen waren, litten in der Gruppe der über 80-Jährigen fast drei Viertel 
(73 %) unter einer chronischen Erkrankung. Doch auch in der Gruppe der 18- bis 29-Jährigen war 
bereits gut ein Drittel (34 %) chronisch krank. Mit fast 21,7 Mio. Betroffenen war Bluthochdruck die 
häufigste chronische Erkrankung in Deutschland (vgl. Abb.), gefolgt von Adipositas (knapp 16,7 
Mio.), Depressionen (13,4 Mio.) und Diabetes mellitus (knapp 8,2 Mio.).

Lebensstilveränderungen und präventive Maßnahmen wirken protektiv
Laut vfa sind die Diagnoseprävalenzen bei den meisten Krankheitsbildern in den vergangenen 
Jahren teilweise deutlich gestiegen. Die Gründe hierfür liegen sowohl in der demografischen Ent-
wicklung – mit zunehmendem Alter steigt das Risiko für chronische Erkrankungen, zudem sind 
ältere Patienten häufig multimorbid – als auch in einer verbesserten Erfassung zuvor unerkannter 
Erkrankungen (z. B. Niereninsuffizienz).

Rückläufige Prävalenzen zeigten sich bei der koronaren Herzkrankheit (Rückgang um 4,3 % seit 
2015) und bei COPD, was der vfa vor allem mit positiven Lebensstilveränderungen und präventi-
ven Maßnahmen (weitreichende Rauchverbote) erklärt.

Die hohe Prävalenz chronischer Erkrankungen beschreibt nicht nur ein medizinisches, sondern 
auch ein gesellschaftlich-ökonomisches Problem. Zwar überrascht es kaum, dass ältere Men-
schen besonders hohe Prävalenzen aufweisen. Doch dass bereits mehr als ein Drittel der 18- bis 
29-Jährigen chronisch krank ist, sollte aufhorchen lassen. Chronische Erkrankungen sind damit 
nicht mehr ausschließlich eine Frage des Alters, sondern zunehmend auch Ausdruck gesell-
schaftlicher und lebensstilbedingter Entwicklungen. Ökonomisch betrachtet bedeutet dieser 

Trend eine deutliche Steigerung des Versorgungsbedarfs. Chronische Erkrankungen verursachen 
hohe direkte Kosten (Medikamente, ambulante und stationäre Behandlungen, Reha) und indirekte 
Kosten (Produktivitätsverluste, Frühverrentung, Pflegebedarf). Gleichzeitig stehen Krankenkas-
sen und Sozialversicherungssysteme unter Druck: Die langfristige Betreuung chronisch Kranker 
bindet Ressourcen, während die Einnahmebasis durch demografische Effekte schrumpft.

Aufgabe der Politik: strukturelle Verankerung von Prävention und Gesundheitsbildung
Ermutigend ist, dass nicht alle Trends in dieselbe Richtung zeigen. Der Rückgang bei der koro-
naren Herzkrankheit und bei COPD macht deutlich, dass Prävention wirkt. Rauchverbote, ver-
ändertes Gesundheitsverhalten und gezielte Vorsorgemaßnahmen zeigen messbare Effekte. Das 
unterstreicht, wie wichtig gesundheitsfördernde Rahmenbedingungen und individuelle Lebens-
stilentscheidungen sind. Prävention, frühzeitige Versorgung und eine stärkere Gesundheitskom-
petenz in der Bevölkerung sollten daher von politischer Seite als zentrale Aufgaben verstanden 
werden. Entscheidend für ein zukunftsfestes und finanzierbares Gesundheitssystem wird sein, 
ob es gelingt, Krankheit nicht nur zu behandeln, sondern Gesundheit aktiv zu fördern – über alle 
Altersgruppen, Lebenswelten und gesellschaftlichen Schichten hinweg.

 Trend 
Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt

Abb. 2 – �Diagnoseprävalenz häufiger chronischer Erkrankungen 2024

Demenz inkl. Alzheime*

Herzinsuffizienz

COPD

Niereninsuffizienz

Asthma bronchicale

Koronare Herzkrankheit

Diabetes mellitus

Depressionen**

Adipositas***

Hypertonie 21,7221,72

16,6916,69

13,4113,41

8,188,18

4,764,76

4,674,67

3,403,40

2,962,96

2,672,67

1,801,80

252555 1010 1515 202000

* Prävalenzangaben nach Deutschem Ärzteblatt; ** Diagnoseprävalenz lt. Robert Koch-Insitut;  
*** Prävalenzangaben nach Robert Koch-Institut  
Quelle: vfa nach Diagnoseprävalenz lt. Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung:
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Fortbildungsveranstaltungen 2026

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die wirtschaftlichen Gegebenheiten zur Selbstständigkeit sind so günstig  
wie noch nie.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n �Teilzulassung
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen DHBW
Berater akademischer Heilberufe (Health-Care Akademie)
Dozent IBG Institut

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Berater akademischer Heilberufe (Health-Care Akademie)
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
Langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte

Individuelle Online-Seminare und Online-Sprechstunde 

auf Zoom, WebEx-Meet, Teams oder per Telefonkonferenz 

jederzeit möglich. Für persönliche Beratungen in unseren 

Büroräumen erfüllen wir alle Hygienevorschriften. Setzen Sie 

sich hierzu mit unserem Sekretariat in Verbindung.
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Ärztestammtische 2026
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2026 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!
Die Termine für die Ärztestammtische finden Sie unter www.hug-beratung.de
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Betriebswirtschaftliche 
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Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
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Tel. 0711-2489773
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Healthcare Competition Center

	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II/Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen/Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
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Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Sekretariat: 	
Hakibe Elezi

TOP 
EXPERTE
HEALTHCARE

BEKANNT AUS »MANAGER  MAGAZIN« 
Ausgezeichnet durch 

Manhattans Media Gruppe

H.U.G
BERATUNG 

2025


